
§ 4f BDSG      Beauftragter für den Datenschutz 

(1) 1Öffentliche und nicht-öffentliche Stellen, die personenbezogene Daten automati-
siert verarbeiten, haben einen Beauftragten für den Datenschutz schriftlich zu bestel-
len. 2 Nicht-öffentliche Stellen sind hierzu spätestens innerhalb eines Monats nach 
Aufnahme ihrer Tätigkeit verpflichtet. 3Das Gleiche gilt, wenn personenbezogene Da-
ten auf andere Weise erhoben, verarbeitet oder genutzt werden und damit in der Re-
gel mindestens 20 Personen beschäftigt sind. 4Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für die 
nichtöffentlichen Stellen, die in der Regel höchstens neun Personen ständig mit der 
automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten beschäftigen. 5Soweit auf 
Grund der Struktur einer öffentlichen Stelle erforderlich, genügt die Bestellung eines 
Beauftragten für den Datenschutz für mehrere Bereiche. 6Soweit nicht-öffentliche 
Stellen automatisierte Verarbeitungen vornehmen, die einer Vorabkontrolle unterlie-
gen, oder personenbezogene Daten geschäftsmäßig zum Zweck der Übermittlung, 
der anonymisierten Übermittlung oder für Zwecke der Markt- oder Meinungsfor-
schung automatisiert verarbeiten, haben sie unabhängig von der Anzahl der mit der 
automatisierten Verarbeitung beschäftigten Personen einen Beauftragten für den Da-
tenschutz zu bestellen. 

(2) 1Zum Beauftragten für den Datenschutz darf nur bestellt werden, wer die zur Er-
füllung seiner Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzt. 2Das 
Maß der erforderlichen Fachkunde bestimmt sich insbesondere nach dem Umfang 
der Datenverarbeitung der verantwortlichen Stelle und dem Schutzbedarf der perso-
nenbezogenen Daten, die die verantwortliche Stelle erhebt oder verwendet. 3Zum 
Beauftragten für den Datenschutz kann auch eine Person außerhalb der verantwort-
lichen Stelle bestellt werden; die Kontrolle erstreckt sich auch auf personenbezogene 
Daten, die einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis, insbesondere dem Steu-
ergeheimnis nach § 30 der Abgabenordnung, unterliegen. 4Öffentliche Stellen kön-
nen mit Zustimmung ihrer Aufsichtsbehörde einen Bediensteten aus einer anderen 
öffentlichen Stelle zum Beauftragten für den Datenschutz bestellen.  

(3) 1Der Beauftragte für den Datenschutz ist dem Leiter der öffentlichen oder nicht-
öffentlichen Stelle unmittelbar zu unterstellen. 2Er ist in Ausübung seiner Fachkunde 
auf dem Gebiet des Datenschutzes weisungsfrei. 3Er darf wegen der Erfüllung seiner 
Aufgaben nicht benachteiligt werden. 4Die Bestellung zum Beauftragten für den Da-
tenschutz kann in entsprechender Anwendung von § 626 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs, bei nicht-öffentlichen Stellen auch auf Verlangen der Aufsichtsbehörde, wider-
rufen werden. 5Ist nach Absatz 1 ein Beauftragter für den Datenschutz zu bestellen, 
so ist die Kündigung des Arbeitsverhältnisses unzulässig, es sei denn, dass Tatsa-
chen vorliegen, welche die verantwortliche Stelle zur Kündigung aus wichtigem 
Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen. 6Nach der Abberufung als 
Beauftragter für den Datenschutz ist die Kündigung innerhalb eines Jahres nach der 
Beendigung der Bestellung unzulässig, es sei denn, dass die verantwortliche Stelle 
zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berech-
tigt ist. 7Zur Erhaltung der zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Fachkunde 
hat die verantwortliche Stelle dem Beauftragten für den Datenschutz die Teilnahme 
an Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen zu ermöglichen und deren Kosten zu 
übernehmen. 



(4) Der Beauftragte für den Datenschutz ist zur Verschwiegenheit über die Identität 
des Betroffenen sowie über Umstände, die Rückschlüsse auf den Betroffenen zulas-
sen, verpflichtet, soweit er nicht davon durch den Betroffenen befreit wird. 

(4a) 1Soweit der Beauftragte für den Datenschutz bei seiner Tätigkeit Kenntnis von 
Daten erhält, für die dem Leiter oder einer bei der öffentlichen oder nichtöffentlichen 
Stelle beschäftigten Person aus beruflichen Gründen ein Zeugnisverweigerungsrecht 
zusteht, steht dieses Recht auch dem Beauftragten für den Datenschutz und dessen 
Hilfspersonal zu. 2Über die Ausübung dieses Rechts entscheidet die Person, der das 
Zeugnisverweigerungsrecht aus beruflichen Gründen zusteht, es sei denn, dass die-
se Entscheidung in absehbarer Zeit nicht herbeigeführt werden kann. 3Soweit das 
Zeugnisverweigerungsrecht des Beauftragten für den Datenschutz reicht, unterliegen 
seine Akten und andere Schriftstücke einem Beschlagnahmeverbot. 

(5) 1Die öffentlichen und nicht-öffentlichen Stellen haben den Beauftragten für den 
Datenschutz bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen und ihm insbesonde-
re, soweit dies zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist, Hilfspersonal sowie 
Räume, Einrichtungen, Geräte und Mittel zur Verfügung zu stellen. 2Betroffene kön-
nen sich jederzeit an den Beauftragten für den Datenschutz wenden. 

 


